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Ernst-Reinhard Beck (Reutlingen)

Man muss hier doch fragen: Wie viele Soldaten brau-
chen Sie? Reichen die 450 oder brauchen Sie mehr, Herr
Minister? Wenn es so ist, dann müssen Sie es dem Deut-
schen Bundestag vorher sagen. Folgende Frage ist eben-
falls wichtig: Was sollen die PRTs machen? Davon hängt
es ab. Nachdem sie schon eine ganze Reihe von Mona-
ten im Einsatz sind, kommt diese Frage etwas spät. Dies
kann doch nicht der Punkt sein. Es kann ebenfalls nicht
angehen, dass man sagt: Wir würden gern mehr tun, aber
dieses Parlament gibt uns nicht die nötigen Mittel. Herr
Minister, ich fordere Sie auf: Sagen Sie uns, was Sie
brauchen! Diese Frage muss beantwortet sein, bevor wir
in verantwortlicher Weise über die Verlängerung des
Mandats entscheiden können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Notwendige Strukturveränderungen sind immer ein
schmerzlicher Prozess. Deshalb begleiten wir die Trans-
formation mit großer Anteilnahme, aber auch mit Kritik.
Ich stehe nicht an zu sagen, dass in den Verteidigungs-
politischen Richtlinien nicht viel Richtiges steht und
dass von der Bundesregierung und vom Bundesminister
der Verteidigung nicht viel Notwendiges in Angriff ge-
nommen wird. Ich konzentriere mich auf zwei Punkte,
bei denen ich tatsächlich erheblichen Klärungsbedarf
sehe und wo ich meine, dass die Weichen falsch gestellt
sind. 

Sie haben zu Recht gesagt, dass die eigentlichen Fra-
gen lauten: Wie wichtig und notwendig ist die Vorsorge
für den Heimatschutz? Tun wir wirklich das Notwendige
für den Schutz der Bürgerinnen und Bürger? Wie sieht
die Sicherheitsvorsorge unter den Bedingungen eines er-
weiterten Sicherheitsbegriffs aus? Sind wir wirklich in
ausreichendem Maße auf potenzielle Gefahren vorberei-
tet?

Ich meine, dass wir die Weichen in zwei Bereichen
falsch gestellt haben. Der erste Bereich betrifft die terri-
torialen Wehrstrukturen. Hier hat Kollege Schmidt
völlig Recht: Die VBKs sind nicht abzuschaffen, son-
dern als Zentren für Heimatschutz und Landesverteidi-
gung auszubauen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Den zweiten Bereich habe ich schon mehrfach ange-
sprochen: Ich warne davor, alle nicht aktiven Truppen-
teile ersatzlos aufzulösen. Wenn 220 000 Reservisten
den Bescheid bekommen, dass sie nicht mehr gebraucht
werden, ist dies ein fatales Signal für die Wehrpflicht.
Das sollte man bedenken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wie ich sehe, ist meine Redezeit bereits fortgeschrit-
ten. Daher komme ich zum Schluss. Die künftige Bedeu-
tung der Reservisten allein am operationellen und quan-
tifizierbaren Auftrag zu messen, greift zu kurz.
Überhaupt meine ich, dass von der politischen Führung
überlegt werden sollte, ob man den Aspekten der Vertei-
digungsbereitschaft und der Motivation genügend Rech-
nung trägt. Die Erfahrungen und das Engagement von
Soldaten lassen sich nicht mittels der Expertisen von Un-
ternehmensberatungen darstellen. Hier geht es, wie auch

bei der Wehrpflicht, um nicht weniger als die Veranke-
rung der Streitkräfte in unserer Gesellschaft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Nächster Redner ist der Kollege Hans-Peter Bartels,

SPD-Fraktion.

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD): 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Die Transformation der Bundeswehr wird – das ist
heute schon mehrfach gesagt worden – vieles in unseren
Streitkräften sehr grundsätzlich ändern. Wir machen
15 Jahre nach der Implosion der Bedrohung aus dem Os-
ten Ernst damit, die Bundeswehr in einem permanenten
Prozess auf ihre neuen Aufgaben auszurichten. Denn die
neuen Bedrohungen und Aufgaben wechseln heute häu-
figer als die Generalsekretäre der KPdSU in der Zeit des
Kalten Krieges.

Während bis zum Ende der Blockkonfrontation das
am wenigsten wahrscheinliche Szenario ein tatsächlicher
Einsatz der Bundeswehr war, sind Einsätze weit außer-
halb unserer Grenzen heutzutage ständige Realität, ja
beinahe Normalität. Die Antwort auf diese neue Wirk-
lichkeit ist die Transformation der Bundeswehr. Alle bis-
her gültigen Strukturen und Konzepte kommen auf den
Prüfstand. Sie müssen sich daran messen lassen, wel-
chen Beitrag sie zur Aufgabenerfüllung der Bundeswehr
leisten. Darüber ist heute Morgen schon gesprochen
worden. 

Lassen Sie mich auf einen Aspekt der aktuellen Dis-
kussion eingehen, der besonders große öffentliche Auf-
merksamkeit verdient: die Zukunft der Wehrpflicht in
diesem veränderten Umfeld. Einige Stimmen in diesem
Hause sind immer sehr schnell mit ihrer Forderung nach
dem Ende der Wehrpflicht zur Stelle. Sie passe nicht
mehr in unsere Zeit, hören wir dann. Die Argumente
wechseln: Einmal wird die angeblich mangelnde Wehr-
gerechtigkeit beklagt, dann heißt es wieder, die Wehr-
pflicht sei sicherheitspolitisch nicht mehr begründbar.
Manchmal wird auch empirisch argumentiert: Die große
Mehrheit der NATO-Mitgliedstaaten – so die FDP in ei-
nem ihrer Anträge – habe die Wehrpflicht ausgesetzt
oder plane, dies zu tun. Deshalb müssten wir nun ebenso
handeln.

Mich überzeugt keine dieser Begründungen. Im Ge-
genteil: An der Wehrpflicht festzuhalten, wie der Vertei-
digungsminister das will, ist richtig. Ich glaube, dass die
Entscheidung für die Wehrpflicht, solange wir eigene,
deutsche Streitkräfte unterhalten, solange es noch keine
Europaarmee gibt, richtig bleibt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Streitkräfte ohne Wehrpflichtige wären eine Armee,
die nach und nach nicht mehr zur Alltagserfahrung der
Menschen in Deutschland gehören würde. Das wäre eine
Bundeswehr, die viele dann nur noch aus der „Tages-
schau“ kennen. Man soll die Zahlen nicht gering
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schätzen: 8 Millionen junge Männer haben in den ver-
gangenen fünf Jahrzehnten in der Bundeswehr gedient.
Im Jahr 2003 haben 120 000 Rekruten – W9er, FWDLer,
Zeit- und Berufssoldaten – ihren Dienst in der Bundes-
wehr angetreten und etwa genauso viele, 120 000, sind
ausgeschieden. Diese Fluktuation, dieser ständige Aus-
tausch ist eines der wichtigsten Bindemittel zwischen
Bundeswehr und Gesellschaft. Das wollen wir erhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Die Wehrpflicht ist aber auch deshalb so wertvoll,
weil wir nicht wollen, dass die Bundeswehr zu einem be-
liebigen Dienstleister in Sachen Sicherheit wird. Gerade
in Zeiten, in denen unsere Soldaten in Einsätzen weit au-
ßerhalb unserer Grenzen ihren Dienst tun, ist es wichtig,
dass das Militärische dem Zivilen nicht fremd wird. Zu-
sammen mit dem Prinzip der Parlamentsarmee gehört
die Wehrpflicht zu den Sicherungsmechanismen, die uns
davor bewahren, das Militär leichtfertig einzusetzen.

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Lenke?

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD): 
Aber gerne.

Ina Lenke (FDP): 
Herr Kollege, Sie verteidigen so vehement die Wehr-

pflicht. Ich möchte gern Ihre Definition von Ein-
berufungsgerechtigkeit hören. Wir haben ja keine
Wehrgerechtigkeit mehr. Wir haben eine eklatante Wehr-
ungerechtigkeit, weil fast jeder Zweite nicht mehr zum
Wehrdienst oder Zivildienst einberufen wird. Das heißt,
die einen jungen Leute dienen und haben in unserer Re-
publik Nachteile, andere, die sich davon freimachen
können und wegen Ihrer niedrigschwelligen Einberu-
fungskriterien nicht gezogen werden, haben zum Bei-
spiel die Möglichkeit, ein Jahr eher in den Beruf zu ge-
hen.

Sie haben von Einberufungsgerechtigkeit gesprochen.
Meinen Sie, dass jetzt, im Jahr 2004, Einberufungsge-
rechtigkeit gegeben ist? Diese Frage möchte ich gerne
von Ihnen beantwortet haben.

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD): 
Frau Kollegin, um auf den Mythos Wehrungerech-

tigkeit einzugehen: 100 Prozent haben wir nie gehabt,
auch in Zeiten des Kalten Krieges nicht. Ich habe es ge-
sagt: Wir haben im Jahr 2003  120 000 Wehrpflichtige
zur Bundeswehr eingezogen; das sind die Zahlen, die
uns vorliegen. Darüber hinaus leisten 20 000 bis
30 000 in den Bereichen Bundesgrenzschutz, Polizei
und Katastrophenschutz ihren Dienst für die Sicherheit
unseres Landes und werden deshalb nicht zur Bundes-
wehr einberufen. Darüber hinaus haben wir die Kriegs-
dienstverweigerer, die Zivildienst leisten. Weit über die
Hälfte der Angehörigen eines Jahrgangs leistet ihren
Dienst – nicht nur Wehrdienst – für die Sicherheit der

Bundesrepublik Deutschland und darüber hinaus. Ich
finde das gut. Es enthebt uns aber nicht der Verpflich-
tung, uns vor dem Hintergrund der demographischen
Entwicklung, aber auch geringerer Personalstärke der
Bundeswehr Gedanken über die Ausgestaltung der
Wehrpflicht zu machen und sie anzupassen. Aber wir ha-
ben heute nicht das Problem einer eklatanten Wehrunge-
rechtigkeit. Wenn Sie die Zahlen zur Kenntnis nehmen,
die das Verteidigungsministerium veröffentlicht, werden
Sie sehen: Weit über die Hälfte tut ihren Dienst.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Ich will zu einem anderen Argument, das von Geg-
nern der Wehrpflicht verwendet wird, Stellung nehmen.
Das ist die sicherheitspolitische Legitimation, die zu
Zeiten des Kalten Krieges da war und heute angeblich
fehlt. Seit die Militärblöcke entfallen sind, so heißt es,
gebe es keine Legitimation mehr für die Wehrpflicht. Da
frage ich mich: Für die Bundeswehr auch nicht mehr?

(Günther Friedrich Nolting [FDP]: Das ist 
doch dummes Zeug! Quatsch!)

– Ich sehe das ganz anders. Herr Nolting, ich gebe Ihnen
zu diesem „Quatsch“ jetzt einmal eine Erklärung. Ich
hoffe, Sie können sie nachvollziehen.

(Günther Friedrich Nolting [FDP]: Wer hat das 
aufgeschrieben?)

Nach Art. 87 a unseres Grundgesetzes stellt der Bund
Streitkräfte auf. Sie dienen der Verteidigung und jenen
Zwecken, die das Grundgesetz ausdrücklich zulässt.
Diese Zwecke sind in Art. 24 unter anderem beschrie-
ben. Ich zitiere:

Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens
einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit
einordnen;

Gemeinsame Sicherheit, das ist nicht Landesverteidi-
gung allein. Ein solches Bündnis muss dazu dienen,

eine friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa
und zwischen den Völkern der Welt herbei[zu]füh-
ren und [zu] sichern.

Wir sind Mitglied solcher Bündnisse. Sie heißen UNO,
NATO und EU. Auf Beschluss dieses Parlaments stellen
wir ihnen zur Wahrung des Friedens deutsche Streit-
kräfte zur Verfügung. Das ist zwar etwas anderes als
Landesverteidigung, es ist aber einer der verfassungsmä-
ßigen Daseinszwecke der Bundeswehr. 

(Günther Friedrich Nolting [FDP]: Das stellt 
doch keiner infrage!)

Das wird oft vergessen oder unterschlagen. Deshalb
sprechen wir heute im Übrigen von der Transformation
der Bundeswehr. Wenn es nur um Landesverteidigung
ginge, gäbe es nicht viel zu transformieren.

Die Bundeswehr ist laut Grundgesetz ein Instrument
zur Erfüllung unserer Verpflichtung, dazu beizutragen,
den Frieden in der Welt zu sichern oder wiederherzustel-
len. So ist es selbst in unserem Grundgesetz vorgesehen.
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Um diese Bundeswehr optimal aufzustellen, haben
wir nach Art. 12 a des Grundgesetzes in Deutschland das
Instrument der allgemeinen Wehrpflicht. Wir müssen
nicht krampfhaft nach originellen Legitimationen für die
Wehrpflicht suchen.

(Günther Friedrich Nolting [FDP]: Sie sind 
gerade dabei!)

Hier ist sie. Sie steht im Grundgesetz. Dies ist die wich-
tigste sicherheitspolitische Legitimation der Wehrpflicht
heute: Unser Beitrag zur gemeinsamen Sicherheit, der
wir uns verpflichtet haben und die wir mitgestalten.

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/
CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU/CSU,
dafür müssen wir übrigens nicht extra 25 neue Heimat-
schutzbrigaden aufstellen, damit der kritische Bürger
sagt: Oh, Heimatschutz, das hört sich nach Landesvertei-
digung an, also bleibt es bei der Wehrpflicht. Für mich
als Norddeutschen hört sich das eher ein bisschen nach
bayerischem Tüdelkram an. Unsere Verfassungsprinzi-
pien, unsere Idee von einer friedlichen Welt, unser
Recht, ohne Terror zu leben, wird nicht nur in Hindelang
verteidigt, sondern – wo Struck Recht hat, hat er Recht –
auch am Hindukusch. So ist die sicherheitspolitische
Lage heute.

In diesem Zusammenhang lohnt sich ein Blick auf die
Lage in jenen NATO-Staaten, deren Abschaffung der
Wehrpflicht uns ein Vorbild sein soll. Weder gewinnen
die Streitkräfte in diesen Ländern den besseren Nach-
wuchs – eher das Gegenteil ist der Fall – noch sind die
dortigen Berufsarmeen kostengünstiger.

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Beck?

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD): 
Ja.

Ernst-Reinhard Beck (Reutlingen) (CDU/CSU): 
Lieber Herr Kollege Bartels, Sie haben gerade von

der Aufstellung von Heimatschutzbrigaden gesprochen.
Teilen Sie meine Auffassung, dass die vorhandenen Hei-
matschutzbataillone – möglicherweise umgestaltet für
neue Aufgaben – diese Aufgabe auch wahrnehmen
könnten?

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD): 
Sie meinen die Reservebataillone?

Ernst-Reinhard Beck (Reutlingen) (CDU/CSU): 
Ich meine die gekaderten Heimatschutzbataillone, die

nicht aktiven Truppenteile, plus 200 andere nicht aktive
Truppenteile der Bundeswehr.

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD): 
Darüber wird man reden können, wenn es um die Re-

servistenkonzeption der Bundeswehr geht. Ich bin jeden-

falls dagegen, neue Einheiten aufzustellen, um damit die
Wehrpflicht zu rechtfertigen, die wir selbstverständlich
auch ganz anders rechtfertigen können, nämlich mit den
heutigen Aufgaben der Bundeswehr. Dafür brauchen wir
keine neuen aktiven Truppenteile.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf
von der SPD: Es gibt bessere Aufgaben für die
Reservisten!)

Das Argument, andere NATO-Staaten schaffen auch
die Wehrpflicht ab und sind damit ein Vorbild, kann für
uns, wenn wir genau hinschauen, nicht gelten. Das ist
nicht kostengünstiger und nicht besser. Die Wahrheit ist,
dass selbst im Umfang reduzierte Berufsarmeen höhere
Kosten verursachen, etwa durch erheblich höhere Inves-
titionen in Nachwuchsgewinnung und Personalbindung.

Schwierigkeiten gibt es auch bei der Gewinnung von
Mannschaften und Unteroffizieren. Weil die Haushalts-
möglichkeiten, junge Menschen über finanzielle Anreize
zum Dienst in der Armee zu bewegen, auch bei unseren
Nachbarn nicht unbegrenzt sind, kommt oft die zweite
Option zum Zuge, um die Reihen zu füllen: die Senkung
der Einstellungskriterien. Das ist nicht gerade der Kö-
nigsweg zur Professionalisierung der Streitkräfte.

Im Übrigen sind die FWDLer, die freiwillig länger
dienenden Wehrpflichtigen, ganz professionell an Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr beteiligt. Sie haben ih-
ren Anteil am guten Ruf unserer Soldaten in den Einsatz-
gebieten.

Die Kontinuität liegt im Wandel. Die Wehrpflicht ist
kein Dinosaurier aus den Zeiten des Ost-West-Konflikts.
Sie bleibt notwendig und wird im Sinne des Transforma-
tionsgedankens ständig den neuen Erfordernissen ange-
passt. Wir unterstützen den Bundesminister der Verteidi-
gung auf diesem Weg.

Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD – Günther Friedrich 
Nolting [FDP]: Keine Drohungen!)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Nächster Redner ist der Kollege Jürgen Herrmann,

CDU/CSU-Fraktion.

Jürgen Herrmann (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Am heutigen Tag debattieren wir
über verteidigungspolitische Themen, die für die zu-
künftige Gestaltung der Bundeswehr und deren Auftrag
von elementarer Bedeutung sind.

Festzustellen ist, dass sich die Situation in den zu-
rückliegenden Jahren für die betroffenen Soldatinnen
und Soldaten, aber auch für die „Organisation Bundes-
wehr“ vollkommen verändert hat. Nach dem Zusam-
menbruch des Warschauer Paktes, der Grenzöffnung und
der Wiedervereinigung erlebte das starre System der
Bundeswehr, früher zielgerichtet auf den ausschließli-
chen Auftrag der Landesverteidigung, einen erheblichen
Wandel. Wie schwierig dieser Umbruch war, zeigt die
Debatte über die Vorkommnisse bei den Märzunruhen


